
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG  Drucksache  17/2075   
17. Wahlperiode 11-12-07 

Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Konsolidierung kommunale r Haushalte (Kommu-
nalhaushaltskonsolidierungsgesetz 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/1868 

 

 

Der Landtag hat den Gesetzentwurf der Landesregierung zur Konsolidierung kom-
munaler Haushalte (Kommunalhaushaltskonsolidierungsgesetz), Drucksache 
17/1868, durch Plenarbeschluss vom 5. Oktober 2011 federführend dem Innen- und 
Rechtsausschuss und mitberatend dem Finanzausschuss überwiesen. 

Beide Ausschüsse haben sich in mehreren Sitzungen mit der Vorlage befasst und 
eine Anhörung durchgeführt. Der Innen- und Rechtsausschuss schloss seine Bera-
tungen in seiner Sitzung am 7. Dezember 2011 ab, der Finanzausschuss in seiner 
Sitzung am 8. Dezember 2011. 

Im Einvernehmen mit dem beteiligten Finanzausschuss empfiehlt der Innen- und 
Rechtsausschuss dem Landtag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
DIE LINKE und SSW, den Gesetzentwurf in der Fassung der rechten Spalte der 
nachstehenden Gegenüberstellung anzunehmen. Änderungen gegenüber dem Ur-
sprungsgesetzentwurf sind durch Fettdruck kenntlich gemacht. 

 

 

Thomas Rother 
Vorsitzender 
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Gesetz  zur Konsolidierung kommunaler Haushalte 
(Kommunalhaushaltskonsolidierungsgesetz) 

 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

   

Artikel 1 
Änderung des Finanzaus-

gleichsgesetzes 

Artikel 1 
Änderung des Finanzaus-

gleichsgesetzes 

Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 7. März 2011 
(GVOBl. Schl.-H. S. 76, ber. S. 123, 144) 
wird wie folgt geändert: 

 Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 7. März 2011 
(GVOBl. Schl.-H. S. 76, ber. S. 123, 144) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„von jährlich 44,804 Millionen Euro im 
Jahr 2011 und von 44,154 Millionen Euro 
ab dem Jahr 2012“ durch die Worte „von 
jährlich 29,154 Millionen Euro in den Jah-
ren 2012 bis 2021 und von jährlich 
44,154 Millionen Euro ab dem Jahr 2022“ 
ersetzt. 

 1.   unverändert 

  2. § 7 wird wie folgt geändert: 

2. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: aa)  unverändert 

„1. die Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Finanzsituation der Ge-
meinden und Kreise nach § 16 
90,0 Millionen Euro in den Jahren 
2012 bis 2021 sowie  
45,0 Millionen Euro ab dem Jahr 
2022,“ 

 

b) Folgende Nummer 2 wird neu einge-
fügt: 

bb)  unverändert 

„2. die Sonderbedarfszuweisungen 
nach § 17  
5,0 Millionen Euro,“ 

 

c) Die bisherigen Nummern 2 bis 8 wer-
den die Nummern 3 bis 9. 

cc)  unverändert 

d) In Nummer 8 wird das Komma durch 
einen Punkt ersetzt. 

dd)  unverändert 
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e) Nummer 9 wird gestrichen. ee)  unverändert 

  a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

„Von den Schlüsselzuweisungen sind 
bis einschließlich 2012 8,5 % für Inves-
titionen zu verwenden.“  

3. In § 8 wird folgender Absatz 3 angefügt:  3.  unverändert 

„(3) Eine Gemeinde,  

1. in die eine Gemeinde oder mehrere 
Gemeinden eingegliedert werden 
(Eingliederung), oder 

 

2. die durch Zusammenschluss mehre-
rer Gemeinden entsteht (Vereini-
gung), 

 

erhält in den drei Finanzausgleichsjahren 
nach dem Zusammenschluss eine Zu-
weisung in Höhe des Betrages, um den 
die Schlüsselzuweisungen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 hinter der Summe der 
Schlüsselzuweisungen zurückbleiben, die 
den beteiligten Gemeinden im Durch-
schnitt der letzten drei Finanzausgleichs-
jahre vor der Gebietsänderung zugeflos-
sen sind. Erfolgt die Eingliederung oder 
die Vereinigung zum 1. Januar eines Jah-
res, gilt die Regelung nach Satz 1 für das 
Finanzausgleichsjahr der Eingliederung 
oder Vereinigung und die beiden folgen-
den Finanzausgleichsjahre.“ 

 

4. § 16 erhält folgende Fassung:  4.  unverändert 

„§ 16 
Maßnahmen zur Verbesserung 

der Finanzsituation der Ge-
meinden und Kreise 

 

Zur Verbesserung der Finanzsituation der 
Gemeinden und Kreise stehen aus den 
nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 bereitgestellten Mit-
teln jährlich 

 

1. für Konsolidierungshilfen nach § 16 a 
75,0 Millionen Euro in den Jahren 
2012 bis 2021 sowie 

 

2. für Fehlbetragszuweisungen nach 
§ 16 b 15,0 Millionen Euro in den Jah-
ren 2012 bis 2021 und 45,0 Millionen 
Euro ab dem Jahr 2022 

 

zur Verfügung.“  
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5. Folgender § 16 a wird neu eingefügt:  5. Folgender § 16 a wird neu eingefügt: 

„§ 16 a 
Konsolidierungshilfen 

„§ 16 a 
Konsolidierungshilfen 

(1) Gemeinden und Kreise, die ihren 
Haushalt nicht durch eigene Mittel und 
durch allgemeine Finanzzuweisungen 
nach diesem Gesetz ausgleichen können, 
können in den Jahren 2012 bis 2021 aus 
den nach § 16 Nr. 1 bereitgestellten Mit-
teln Konsolidierungshilfen erhalten, wenn 

(1) unverändert 

1. ein bis zum 31. Dezember 2009 auf-
gelaufener Fehlbetrag im Einzelfall 
mindestens 5,0 Millionen Euro beträgt 
und 

 

2. die Gemeinde oder der Kreis im Zeit-
raum von 2002 bis 2009 mindestens 
fünf Jahre mit einem Fehlbetrag ab-
geschlossen hat. 

 

Mit der Gewährung der Konsolidierungs-
hilfen sollen die bisher aufgelaufenen so-
wie die künftig noch entstehenden Fehl-
beträge bis zum Jahr 2021 zurückgeführt 
werden. 

 

(2) Als Voraussetzung für die Gewährung 
von Konsolidierungshilfen sind in einem 
Konsolidierungskonzept die bisher durch-
geführten und künftig geplanten Maß-
nahmen der Haushaltskonsolidierung mit 
ihren finanziellen Auswirkungen darzu-
stellen. Die Konsolidierungsmaßnahmen 
der Gemeinde oder des Kreises müssen 
in einem angemessenen Verhältnis zu 
den für das Jahr 2010 gewährten Konso-
lidierungshilfen stehen. Dabei sind auch 
die 2010 neu entstandenen Fehlbeträge 
sowie strukturelle Besonderheiten im Ein-
zelfall zu berücksichtigen. 

(2) unverändert 

(3) Konsolidierungshilfen können gewährt 
werden, wenn diese im Jahr 2012 bean-
tragt werden und  

(3) Konsolidierungshilfen können gewährt 
werden, wenn diese im Jahr 2012 bean-
tragt werden und 

1. das Konsolidierungskonzept nach Ab-
satz 2 im Einzellfall die Anforderun-
gen nach Absatz 2 Satz 2 und 3 er-
füllt, 

1.  unverändert 

2. auf der Grundlage dieses Konsolidie-
rungskonzepts die notwendigen Kon-
solidierungsmaßnahmen zwischen 
der Gemeinde oder dem Kreis und 
dem Innenministerium nach Beteili-
gung des Finanzministeriums und der 

2.   unverändert 
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Landrätin oder des Landrats, soweit 
die Gemeinde ihrer oder seiner Auf-
sicht untersteht, sowie nach Anhörung 
der Landesverbände der Gemeinden 
und Kreise einvernehmlich abge-
stimmt und in einem öffentlich-
rechtlichen Vertrag verbindlich festge-
legt worden sind und 

3. die Gemeindevertretung oder der 
Kreistag dem Abschluss des öffent-
lich-rechtlichen Vertrages nach Num-
mer 2 innerhalb von zwei Monaten 
nach Abschluss der Abstimmungsge-
spräche zugestimmt hat. 

3.  unverändert  

 

 Vor Beschlussfassung durch die Ge-
meindevertretung oder den Kreistag 
sind die öffentlich-rechtlichen Verträge 
nach Satz 1 Nr. 2 dem Innen- und 
Rechtsausschuss sowie dem Finanz-
ausschuss des Schleswig-Holstei-
nischen Landtages zur Kenntnis vor-
zulegen. 

(4) Die nach § 16 Nr. 1 jährlich bereitge-
stellten Mittel werden jeweils zur Hälfte 
auf die Gruppe der kreisfreien Städte so-
wie auf die Gruppe der Kreise und Ge-
meinden aufgeteilt. Werden die Mittel 
nach Satz 1 für eine Gruppe nicht voll-
ständig benötigt, sind die nicht benötigten 
Mittel zugunsten der anderen Gruppe zu 
verwenden. Innerhalb der jeweiligen 
Gruppe werden die zur Verfügung ste-
henden Mittel an die Gemeinden und 
Kreise, die die Voraussetzungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 erfüllen, im Verhält-
nis ihrer bis zum 31. Dezember des vor-
vergangenen Jahres aufgelaufenen Fehl-
beträge aufgeteilt; Zuweisungen werden 
bis zur Höhe des aufgelaufenen Fehlbe-
trags gewährt. Sofern eine Gemeinde 
oder ein Kreis ab 2015 für das vorver-
gangene Jahr keine Jahresrechnung oder 
Ergebnisrechnung vorlegt, bleibt sie oder 
er bei der Aufteilung der Mittel nach Satz 
3 unberücksichtigt. 

(4) unverändert 

(5) Bei Gemeinden und Kreisen, die ihre 
Haushaltswirtschaft nach den Grund-
sätzen der doppelten Buchführung füh-
ren, treten anstelle der aufgelaufenen 
Fehlbeträge die nach der Ergebnisrech-
nung entstandenen Jahresfehlbeträge. 
Soweit die Gemeinde oder der Kreis be-
reits vor dem vorvergangenen Jahr die 
Haushaltswirtschaft nach den Grundsät-
zen der doppelten Buchführung geführt 

(5) unverändert 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. Wahlperiode Drucksache 17/2075  

 

 - 7 - 

hat, werden die entsprechenden Jahres-
fehlbeträge hinzugerechnet. Ferner wird 
der aufgelaufene Fehlbetrag vor Umstel-
lung auf die doppelte Buchführung dem 
Jahresfehlbetrag hinzugerechnet. Haben 
sich in den Jahren, in denen die Gemein-
de oder der Kreis ihre oder seine Haus-
haltswirtschaft nach den Grundsätzen der 
doppelten Buchführung geführt hat, 
Überschüsse ergeben, vermindern diese 
bereits in Vorjahren aufgelaufene Fehlbe-
träge oder Jahresfehlbeträge. 

(6) Über die Bewilligung der Konsolidie-
rungshilfen im Einzelnen entscheidet das 
Innenministerium. Für Konsolidierungshil-
fen nicht benötigte Mittel sind für Fehlbe-
tragszuweisungen nach § 16 b zu ver-
wenden. Sofern einzelne Konsolidie-
rungsmaßnahmen, die in dem nach Ab-
satz 3 Nr. 3 beschlossenen Konsolidie-
rungskonzept enthalten sind, nicht umge-
setzt wurden, entscheidet das Innenmi-
nisterium nach Beteiligung des Finanzmi-
nisteriums und Anhörung der Landesver-
bände der Gemeinden und Kreise über 
die Gewährung der Zuweisung.“ 

(6) Über die Bewilligung der Konsolidie-
rungshilfen im Einzelnen entscheidet das 
Innenministerium. Für Konsolidierungshil-
fen nicht benötigte Mittel sind den 
Schlüsselzuweisungen  nach § 7 Abs. 2 
zuzuführen.  Sofern einzelne Konsolidie-
rungsmaßnahmen, die in dem nach Ab-
satz 3 Nr. 3 beschlossenen Konsolidie-
rungskonzept enthalten sind, nicht umge-
setzt wurden, entscheidet das Innenmi-
nisterium nach Beteiligung des Finanzmi-
nisteriums und Anhörung der Landesver-
bände der Gemeinden und Kreise über 
die Gewährung der Zuweisung.“ 

 (7) Soweit die Höhe der Konsolidie-
rungshilfe im Einzelfall noch nicht 
endgültig feststeht, können Ab-
schlagszahlungen gewährt werden. Im 
Jahr 2012 gilt dies auch dann, wenn 
der öffentlich-rechtliche Vertrag nach 
Absatz 3 noch nicht geschlossen wur-
de. Gewährte Abschlagszahlungen 
sind zurückzuzahlen, soweit sie die 
endgültig feststehende Konsolidie-
rungshilfe überschreiten oder ein öf-
fentlich-rechtlicher Vertrag nach Ab-
satz 3 nicht geschlossen wird. Die 
Rückzahlungen können mit den An-
sprüchen nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 und 2 
verrechnet werden. 

 (8) Das Innenministerium berichtet 
dem Innen- und Rechtsausschuss des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages 
regelmäßig über die Finanzentwick-
lung der Gemeinden und Kreise, mit 
denen ein öffentlich-rechtlicher Ver-
trag nach Absatz 3 geschlossen wur-
de. 

6. Folgender § 16 b wird neu eingefügt:  6. Folgender § 16 b wird neu eingefügt: 



Drucksache 17/2075 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. Wahlperiode 

 

 - 8 - 

„§ 16 b 
Fehlbetragszuweisungen 

„§ 16 b 
Fehlbetragszuweisungen 

(1) Gemeinden und Kreise, die ihren 
Haushalt nicht durch eigene Mittel und 
durch allgemeine Finanzzuweisungen 
nach diesem Gesetz ausgleichen können, 
können aus den nach § 16 Nr. 2 bereit-
gestellten Mitteln Fehlbetragszuweisun-
gen erhalten, wenn  

(1) unverändert 

1. ihre Höhe im Einzelfall mindestens 
80.000 Euro beträgt und 

 

2. ihnen in den Jahren 2012 bis 2021 
nach § 16 a Abs. 1 keine Konsolidie-
rungshilfen gewährt werden können. 

 

(2) Fehlbetragszuweisungen werden zum 
Ausgleich von unvermeidlichen Fehlbe-
trägen oder von unvermeidlichen Jahres-
fehlbeträgen der abgelaufenen Haus-
haltsjahre gewährt; in Ausnahmefällen 
können Fehlbetragszuweisungen zum 
Ausgleich eines voraussichtlichen Fehl-
betrages oder eines voraussichtlichen 
Jahresfehlbetrages des laufenden Haus-
haltsjahres gewährt werden. 

(2)  unverändert 

(3) Bei der Feststellung der unvermeidli-
chen Haushaltsfehlbeträge oder Jahres-
fehlbeträge müssen diejenigen Teile der 
Haushaltsfehlbeträge außer Ansatz blei-
ben, die durch Ausgaben oder Aufwen-
dungen entstanden sind, die nicht als un-
bedingt notwendig anerkannt werden 
können, oder die durch eigene Einnah-
men oder Erträge abgedeckt werden 
können, wenn alle Einnahme- oder Er-
tragsquellen in zumutbarem Umfang aus-
geschöpft werden. Abweichend von Satz 
1 werden in den Jahren 2012 bis 2014 
bei den Kreisen und Städten, die der Auf-
sicht des Innenministeriums unterliegen, 
jeweils zwei Drittel der bis zum Ende des 
Jahres 2011 aufgelaufenen Fehlbeträge 
oder Jahresfehlbeträge sowie der ab 
2012 entstehenden neuen Fehlbeträge 
oder Jahresfehlbeträge als unvermeidlich 
anerkannt. 

(3) unverändert 

(4) Sofern sich für einzelne Gemeinden 
und Kreise, die die Voraussetzungen für 
die Gewährung von Konsolidierungshilfen 
nach § 16 a Abs. 1 erfüllen, aus der Ab-
rechnung von den für die Jahre bis ein-
schließlich 2010 gewährten Fehlbetrags-
zuweisungen Rückzahlungsverpflichtun-

(4)  unverändert 
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gen oder Erstattungsansprüche ergeben, 
erhöhen oder vermindern diese die nach 
§ 16 Nr. 1 bereitgestellten Mittel. 

(5) Über die Bewilligung der Fehlbetrags-
zuweisungen im Einzelnen entscheidet 
das Innenministerium. Vor der Entschei-
dung über die Gewährung von Fehlbe-
tragszuweisungen sollen die Landesver-
bände der Gemeinden und Kreise gehört 
werden. Für Fehlbetragszuweisungen 
nicht benötigte Mittel sind in den Jahren 
von 2012 bis 2021 für Konsolidierungshil-
fen nach § 16 a zu verwenden; ab 2022 
können nicht benötigte Mittel für Sonder-
bedarfszuweisungen nach § 17 verwen-
det werden. 

(5) Über die Bewilligung der Fehlbetrags-
zuweisungen im Einzelnen entscheidet 
das Innenministerium. Vor der Entschei-
dung über die Gewährung von Fehlbe-
tragszuweisungen sollen die Landesver-
bände der Gemeinden und Kreise gehört 
werden. Für Fehlbetragszuweisungen 
nicht benötigte Mittel sind den Schlüs-
selzuweisungen nach § 7 Abs. 2 zuzu-
führen.  

(6) Für die Gewährung von Fehlbetrags-
zuweisungen für die Jahre bis einschließ-
lich 2010 gilt § 16 in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2011 
(GVOBl. Schl.-H. S. 76, ber. S. 123, 144). 
Absatz 4 bleibt unberührt.“ 

(6) unverändert 

7. § 17 erhält folgende Fassung:  7.  unverändert 

„§ 17 
Sonderbedarfszuweisungen 

 

(1) Gemeinden, Kreise, Ämter und 
Zweckverbände, die sich in einer außer-
gewöhnlichen Lage befinden oder beson-
dere Aufgaben zu erfüllen haben, können 
aus den nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 bereitge-
stellten Mitteln Sonderbedarfszuweisun-
gen erhalten, wenn 

 

1. ihre Höhe im Einzelfall mindestens 
80.000 Euro beträgt und 

 

2. diese Mittel nicht für Berichtigungen 
(§ 38 Abs. 2) in Anspruch genommen 
werden. 

 

Sonderbedarfszuweisungen sollen vor-
rangig an kreisangehörige Gemeinden, 
die im vergangenen Jahr Konsolidie-
rungshilfen nach § 16 a oder Fehlbe-
tragszuweisungen nach § 16 b erhalten 
haben, gewährt werden. 

 

(2) Abweichend von Absatz 1 können von 
den nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 bereitgestellten 
Mitteln bis zu 0,5 Millionen Euro für Son-
derbedarfszuweisungen an Gemeinden, 
Kreise, Ämter und Zweckverbände für 
Projekte zur modellhaften Erprobung 
neuer Formen der Verwaltungsorganisa-
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tion nach Anhörung der Landesverbände 
der Gemeinden und Kreise gewährt wer-
den. Dabei kann der Mindestbetrag von 
80.000 Euro unterschritten werden. 

(3) Sonderbedarfszuweisungen sind aus-
zuzahlen, sobald der Zuwendungsemp-
fänger Zahlungen für den geförderten 
Zweck zu leisten hat. 

 

(4) Über die Bewilligung der Sonderbe-
darfszuweisungen im Einzelnen ent-
scheidet das Innenministerium. Nicht be-
nötigte Mittel sind für Fehlbetragszuwei-
sungen nach § 16 b zu verwenden.“ 

 

8. § 18 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  8.  unverändert 

a) In Satz 1 werden die Worte „in den 
Jahren 2009 bis 2014“ gestrichen. 

 

b) In Satz 2 werden die Worte „in den 
Jahren 2010 bis 2014“ gestrichen. 

 

9. In § 20 Abs. 1 wird der Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 2“ durch den Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 3“ ersetzt. 

 9.  unverändert 

10. In § 21 Abs. 1 wird der Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 3“ durch den Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 4“ ersetzt. 

 10.  unverändert 

11. In § 22 wird in den Absätzen 1 bis 3 je-
weils der Verweis „§ 7 Abs. 1 Nr. 4“ durch 
den Verweis „§ 7 Abs. 1 Nr. 5“ ersetzt. 

 11.  unverändert 

12. In § 23 Abs. 1 wird der Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 5“ durch den Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 6“ ersetzt. 

 12.  unverändert 

13. In § 24 Abs. 1 wird der Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 6“ durch den Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 7“ ersetzt. 

 13.  unverändert 

14. In § 25 Abs. 1 wird der Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 7“ durch den Verweis „§ 7 
Abs. 1 Nr. 8“ ersetzt. 

 14.  unverändert 

15. In § 38 Abs. 2 werden die Worte „Fehlbe-
trags- und“ gestrichen. 

 15.  unverändert 

Artikel 2 
Aufnahme von Krediten zur 

Ablösung von Kassenkrediten 

Artikel 2 
Aufnahme von Krediten zur 

Ablösung von Kassenkrediten 

Abweichend von den §§ 85 oder 95 g GO 
dürfen Gemeinden und Kreise, die für die 
Jahre 2009 oder 2010 Fehlbetragszuweisun-
gen erhalten haben, Kredite zur Ablösung 
von Kassenkrediten bis zur Höhe des Be-

  unverändert 
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standes an Kassenkrediten zum 31. Dezem-
ber 2011 aufnehmen. Die Laufzeit der Kredi-
te darf nicht über den 31. Dezember 2021 
hinausgehen. Die Festsetzung des Gesamt-
betrages der Kredite zur Ablösung von Kas-
senkrediten ist gesondert in der Haushalts-
satzung oder in der Nachtragshaushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2012 vorzuneh-
men; die §§ 85 Abs. 3 oder 95 g Abs. 3 gel-
ten entsprechend. Die Kredite bedürfen ab-
weichend von den §§ 85 oder 95 g GO keiner 
Genehmigung. 

Artikel 3 
Gesetz zur Übertragung der 

Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen nach 

dem Gemeindefinanzreform-
gesetz 

Artikel 3 
Gesetz zur Übertragung der 

Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen nach 

dem Gemeindefinanzreform-
gesetz 

§ 1 unverändert 

Die Ermächtigung zum Erlass von Verord-
nungen nach dem Gemeindefinanzreformge-
setz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. März 2009 (BGBl. I S. 502) wird 
abweichend von seinem § 8 auf das Innen-
ministerium übertragen. 

  

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012 in 
Kraft. 

  unverändert 

 


